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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 


betr. Neufassung der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages 
(Anlage 2 der GO-BT) und Änderung der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages 


A. Problem 

Die Staatsschutzvorschriften in den §§97 ff. StGB sind durch 
das Achte Strafrechtsänderungsgesetz vom 25. Juni 1968 (BGBl. I 
S. 741 ff.) neu gefaßt worden. Die Auswirkungen dieser Ände- 
rungen auf die Geheimschutzordnung des Deutschen Bundes- 
tages (Anlage 2 der Geschäftsordnung) und die Geschäftsord- 
nung waren zu überprüfen. 


B. Lösung 

Anpassung der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundes- 
tages an die geänderten Staatsschutzvorschriften unter Berück- 
sichtigung der Vorschriften der Verschlußsachenanweisung für 
die Bundesbehörden und Einbeziehung der materiellrechtlichen 
Bestimmungen der bisherigen Ausführungsbestimmungen zur 
Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages und entspre- 
chender Anpassung einzelner Bestimmungen der Geschäftsord- 
nung an die Neufassung der Geheimschutzordnung. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Sieglerschmidt, Kunz (Berlin) und Mertes (Stuttgart) 


I. Allgemeines 

Die zur Zeit noch geltende Geheimschutzordnung 
wurde in der 4. Wahlperiode auf Vorschlag des Ge- 
schäftsordnungsausschusses vom Deutschen Bundes- 
tag angenommen. In seinem Schriftlichen Bericht 
wies der damalige Berichterstatter, der Abgeordnete 
Benda, darauf hin, im Verlauf der Beratung hätten 
sich in einer Reihe von Einzelfragen Bedenken 
grundsätzlicher Art sowie Zweifel daran ergeben, ob 
die vorgeschlagene Regelung den praktischen Be- 
dürfnissen des Bundestages voll entspreche. Der 
Ausschuß habe darauf verzichtet, grundlegende 
Änderungen vorzunehmen, da die Verabschiedung 
der Geheimschutzordnung für eilbedürftig angesehen 
wurde. Aus diesem Grunde sei an der Gesamt- 
konzeption nichts geändert worden. Zunächst sollten 
praktische Erfahrungen gesammelt werden, um in 
ihrem Lichte später die Geheimschutzordnung einer 
Prüfung zu unterziehen. Die Beratungsgrundlage 
ging auf Vorberatungen zurück, die zunächst auf 
Verwaltungsebene und später von einer vom Älte- 
stenrat eingesetzten Kommission geführt worden 
seien. Der Geschäftsordnungsausschuß habe be- 
dauert, daß zu diesen Vorverhandlungen nicht min- 
destens einige Mitglieder des Geschäftsordnungsaus- 
schusses herangezogen worden seien, um von vorn- 
herein die Möglichkeit zu haben, ihre Auffassungen 
zur Änderung der Geheimschutzordnung darzulegen. 

Das Grundkonzept der jetzt geltenden Geheim- 
schutzordnung geht von einer Zweiteilung der Ge- 
heimsachen aus, und zwar „Geheimsache" (unter 
Hinweis auf §§ 99 ff. des Strafgesetzbuches) und 
„Vertraulich" im Sinne der Geschäftsordnung (Ver- 
weis auf §§ 21 a und 73 Abs. 9 GO-BT). 

Durch das Achte Strafrechtsänderungsgesetz vom 
25. Juni 1968 wurde der Begriff „Staatsgeheimnis" 
geändert. Da die geltende Geheimschutzordnung bei 
der Klassifizierung den Hinweis auf die §§ 99 ff. 
StGB enthielt, ergab sich wegen der Neufassung des 
Begriffs „Staatsgeheimnis" die Notwendigkeit zur 
Änderung. 

Die zweite Frage, die sich ergab, war, ob die Zwei- 
teilung bei einer Änderung der Geheimschutzord- 
nung aufrechterhalten bleiben sollte. Diese Zwei- 
teilung hatte zur Folge, daß alle dem Bundestag von 
außen zugeleiteten Geheimsachen hinsichtlich ihres 
Geheimhaltungsgrades der Geheimschutzordnung 
des Bundestages angepaßt werden mußten. Im Zwei- 
fel führte dies zu einer Erhöhung des Geheimhal- 
tungsgrades, z. B. wurde VS-NfD zu VERTRAULICH 
im Sinne der Geschäftsordnung. 

Dies führte zu nicht unerheblichen Schwierig- 
keiten, insbesondere bei den Ausschüssen, aber auch 
zu unterschiedlicher Auslegung. 

Letztlich erschien die jetzige Geheimschutzord- 
nung deshalb reformbedürftig, weil neben dem 


eigentlichen Text noch umfangreiche Ausführungs- 
bestimmungen erforderlich waren, die jedoch zum 
Teil materielles Recht beinhalteten. 

Auf Vorschlag des Direktors beim Deutschen Bun- 
destag wurde Anfang des Jahres 1970 eine Kom- 
mission eingesetzt, die aus Beamten des Bundestages 
und Vertretern der Bundesministerien des Innern 
und der Justiz bestand. Der von dieser Kommission 
mehrfach überarbeitete Entwurf wurde erstmals am 
2. Februar 1971 in der Sitzung des Ausschusses be- 
raten. Er enthielt bereits eine weitgehende Anpas- 
sung an die Regelungen, die für den VS-Verkehr 
zwischen den übrigen Bundesbehörden gelten. Der 
Ausschuß beschloß, den vornehmlich mit geheim- 
haltungsbedürftigen Angelegenheiten befaßten Aus- 
schüssen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

Der Ausschuß für Verteidigung teilte mit Schrei- 
ben vom 9. März 1971 mit, er habe auf eine ein- 
gehende Einzelberatung der Vorschriften verzichtet, 
jedoch dem im Entwurf niedergelegten Grundgedan- 
ken zugestimmt. Er rege ferner an, zu gegebener 
Zeit einen Leitfaden für die Handhabung der Ge- 
heimschutzordnung zu erstellen, der den Abgeord- 
neten ihre Verpflichtungen für die verschiedenen 
Geheimhaltungsgrade übersichtlich darstelle. 

Mit Schreiben vom 11. März 1971 teilte der Aus- 
wärtige Ausschuß mit, er habe von dem Entwurf der 
Geheimschutzordnung zustimmend Kenntnis genom- 
men. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen teilte 
mit Schreiben vom 30. September 1971 mit, er erhebe 
gegen den Entwurf der Geheimschutzordnung keinen 
Widerspruch. 

Mit Schreiben vom 7. Februar 1972 teilte der In- 
nenausschuß mit, er sei der Auffassung, daß Vor- 
gänge des Bundestages nicht mit VS-NfD gekenn- 
zeichnet werden dürften. Vorgänge, die dem Parla- 
ment von anderen Stellen unter diesem Geheim- 
haltungsgrad zugeleitet würden, seien jedoch ent- 
sprechend der Geheimschutzordnung zu behandeln. 
Die mit „Nur für den Dienstgebrauch" gekennzeich- 
neten Protokolle der Ausschüsse des Bundestages 
seien keine Verschlußsachen. 

Der Innenausschuß regte ferner an zu prüfen, ob 
statt des Begriffs „Gremium" nicht ein präziserer 
Begriff verwandt werden könne. 

Schließlich teilte der Innenausschuß mit, er habe 
Bedenken gegen die in § 11 Abs. 1 für den Vorsitzen- 
den eines Gremiums vorgesehene Genehmigungs- 
befugnis zur Mitnahme von VS. Zur Begründung 
führte er an, damit werde den Vorsitzenden eine 
ihnen nicht zukommende übergeordnete Stellung im 
Verhältnis zu den übrigen Abgeordneten einge- 
räumt. Er bitte zu prüfen, ob nicht eine andere 
Lösung gefunden werden könne. 
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Auf Grund der eingegangenen Stellungnahmen 
der genannten Ausschüsse hatte sich der Ausschuß 
in sechs Sitzungen mit dem Entwurf befaßt und vor 
einer abschließenden Beschlußfassung auch noch 
kurzfristig den Fraktionen Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme gegeben. 

In seiner Sitzung am 20. Juni 1972 hatte der Aus- 
schuß den Entwurf abschließend beraten. Er ging 
davon aus, mit der Neufassung der Geheimschutz- 
ordnung eine Regelung gefunden zu haben, die den 
Mitgliedern des Bundestages die Handhabung aller 
Angelegenheiten, die durch besondere Sicherungs- 
maßnahmen gegen die Kenntnisnahme durch Unbe- 
fugte geschützt werden müssen, erleichtert. Inso- 
weit diene die neue Geheimschutzordnung auch den 
Interessen des einzelnen Abgeordneten. Zu einer 
abschließenden Beratung im Plenum während der 6. 
Wahlperiode ist der Entwurf wegen der vorzeitigen 
Auflösung des 6. Deutschen Bundestages nicht mehr 
gekommen. Die Vorlage wurde unverändert als Be- 
ratungsgrundlage im Geschäftsordnungsausschuß 
der 7. Wahlperiode genommen. Den Fraktionen 
wurde erneut Gelegenheit zur Stellungnahme ge- 
geben. Von den Fraktionen wurde mitgeteilt, daß 
keine Bedenken gegen die Vorlage bestünden. 

Der Geschäftsordnungsausschuß hat sich in meh- 
reren Sitzungen mit der Vorlage befaßt und erneut 
dem Geheimschutzreferat Gelegenheit gegeben, zu 
dem Entwurf Stellung zu nehmen. Die Stellung- 
nahme des Geheimschutzreferats wurde bei den 
Ausschußberatungen berücksichtigt. 

Während in der 6. Wahlperiode vom Geschäfts- 
ordnungsausschuß vorgeschlagen wurde, als Anlage 
zur Geheimschutzordnung eine Regelung für die Ab- 
gabe der Protokolle vorzusehen, schlägt der Ge- 
schäftsordnungsausschuß nunmehr vor, in einem 
neu in die Geschäftsordnung einzufügenden § 73 a 
u. a. eine Ermächtigung für den Präsidenten vorzu- 
sehen, Richtlinien für die Behandlung der Protokolle 
zu erlassen. Der Geschäftsordnungsausschuß hat den 
Entwurf für diese Richtlinien bereits beraten und 
leitet sie der Bundestagspräsidentin zu. Durch diese 
Richtlinien sollen die jahrelangen Bemühungen um 
eine vernünftige, auch den Interessen Außenste- 
hender gerecht werdende Handhabung der Behand- 
lung von Ausschußprotokollen ihren Abschluß fin- 
den. 


II. Zu den einzelnen Bestimmungen 

1. Zu § 1 

Absatz 1 enthält eine Bestimmung über den An- 
wendungsbereich. Danach gelten als Verschluß- 
sachen alle Angelegenheiten, die durch besondere 
Sicherheitsmaßnahmen gegen die Kenntnis durch 
Unbefugte geschützt werden müssen, die innerhalb 
des Bundestages entstehen oder dem Bundestag, sei- 
nen Ausschüssen oder einzelnen Mitgliedern des 
Bundestages zugeleitet wurden. 

Durch Satz 2 werden die anderen vom Bundestag 
bzw. den Ausschüssen eingesetzten oder auf gesetz- 
licher Grundlage beruhenden Gremien den Aus- 


schüssen gleichgestellt. Der Ausschuß hat dem 
Wunsche des Innenausschusses entsprechend ge- 
prüft, ob ein präziserer Begriff gefunden werden 
könnte. Der Auschuß glaubt den Vorstellungen des 
Innenausschusses Rechnung getragen zu haben: Er 
hat zwar den Begriff „Gremien" beibehalten, diese 
aber durch den Nachsatz konkretisiert. Dadurch wer- 
den lose Zusammenschlüsse von Mitgliedern des 
Bundestages, die den genannten Erfordernissen nicht 
genügen, aus dem Kreis der Gremien ausgeschlossen. 

Absatz 2 bringt eine Begriffsbestimmung der Ver- 
schlußsache. Die Begriffsbestimmung entspricht der 
Verschlußsachenanweisung für die Bundesbehörden 
(VSA). Dasselbe gilt für Absatz 3. Das in der Klam- 
mer aufgezählte Zwischenmaterial ist nicht enumera- 
tiv, sondern lediglich als beispielhafter Hinweis ge- 
dacht. 

2. Zu § 2 

Die Bestimmungen über die Geheimhaltungsgrade 
sind der VSA entnommen. Während nach der bisher 
geltenden Geheimschutzordnung Dokumente, die 
von einer Behörde als STRENG GEHEIM, GEHEIM 
oder VS-VERTRAULICH gekennzeichnet waren, 
vom Bundestag als „Geheimsache", Dokumente mit 
dem Vermerk „VS-VERTRAULICH" jedoch nur, 
wenn sie Staatsgeheimnisse enthielten und alle an- 
deren Dokumente, die nach ihrem Inhalt einen er- 
höhten Schutz gegen Bekanntwerden erforderten 
(VS-NfD), als „Vertraulich i. S. der Geschäftsord- 
nung" eingestuft wurden, soll durch die Übernahme 
der Geheimhaltungsgrade aus der VSA erreicht wer- 
den, daß die größtenteils strengeren Sicherheitsvor- 
schriften in der geltenden Geheimschutzordnung für 
die dem Bundestag zugeleiteten VS der Geheim- 
haltungsgrade VS-VERTRAULICH und VS-NfD un- 
ter Anpassung an die Sicherheitsvorschriften der 
VSA gelockert werden. 

In Absatz 5 ist durch Satz 2 den Vorstellungen des 
Innenausschusses Rechnung getragen worden. 

Satz 2 regelt, daß Protokolle über nichtöffentliche 
Sitzungen der Ausschüsse grundsätzlich keine Ver- 
schlußsachen im Sinne der Geheimschutzordnung des 
Bundestages sind. Mit dieser grundsätzlichen Fest- 
legung sollten Ausnahmemöglichkeiten nicht aus- 
geschlossen werden, um zu verhindern, daß an sich 
nur unter den Geheimhaltungsgrad VS-NfD fallende 
Angelegenheiten höher eingestuft würden. 

Durch Klammerhinweis auf den neu einzufügen- 
den § 73 a der Geschäftsordnung wird klargestellt, 
daß durch die vom Präsidenten zu erlassenden Richt- 
linien das Weitere geregelt wird. 

3. Zu § 3 

Die Bestimmungen über die Wahl und Änderung 
des Geheimhaltungsgrades sind der VSA entnom- 
men. 

Der Geschäftsordnungsausschuß drückt die Erwar- 
tung aus, daß von der Möglichkeit, eine VS als „ge- 
heim" einzustufen, kein übermäßiger Gebrauch ge- 
macht wird und bei Streit zwischen der heraus- 
gebenden Stelle außerhalb des Bundestages und dem 
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Empfänger innerhalb des Bundestages die heraus- 
gebende Stelle bereit ist zu prüfen, ob eine Herab- 
stufung der VS ganz oder teilweise möglich ist. 

Während in § 1 Abs. 1 dieses Entwurfs der Kreis 
der Empfänger von VS im Bundestag aufgezählt 
worden ist, werden in § 3 Personen aufgeführt, die 
berechtigt sein sollen, VS „herauszugeben“. Diese 
Bestimmung weicht von der des § 1 Abs. 1 insoweit 
ab, als sie jeweils auf Personen bezogen ist. 

In Absatz 3 wird festgelegt, wer innerhalb des 
Bundestages als herausgebende Stelle in Betracht 
kommt: neben dem Präsidenten die Vorsitzenden 
der Ausschüsse und damit auch der Gremien im 
Sinne des § 1 Abs. 1 und die einzelnen Mitglieder 
des Bundestages, diese jedoch nur im Einvernehmen 
mit einem Mitglied des Präsidiums des Bundestages. 
Die einzelnen Mitglieder sind als mögliche heraus- 
gebende Stelle mitaufgenommen worden, da nach 
Auffassung des Ausschusses nicht ausgeschlossen 
werden kann, daß auch für ein einzelnes Mitglied 
des Bundestages die Notwendigkeit zur Heraus- 
gabe einer VS entstehen könnte. Um jedoch der Ge- 
fahr vorzubeugen, daß dadurch zu viele Vorgänge 
als VS eingestuft werden, soll den einzelnen Mit- 
gliedern diese Möglichkeit nur im Einvernehmen mit 
einem Mitglied des Präsidiums eingeräumt werden. 

Das Geheimschutzreferat hatte vorgeschlagen, in 
§ 3 Abs. 4 einzufügen: „Die herausgebende Stelle 
legt die Zahl der erforderlichen Ausfertigungen des 
VS- Vorganges und seiner Anlagen fest." Zur Be- 
gründung wurde ausgeführt, es sei erforderlich, daß 
die Entscheidung über die Zahl der notwendigen 
Ausfertigungen durch den jeweiligen Ausschuß oder 
andere herausgebende Stellen getroffen werden 
müsse. Der Gesehäftsordnungsausschuß ist demge- 
genüber der Auffassung, daß es einer entsprechen- 
den Aufnahme in die Geheimschutzordnung nicht 
bedürfe, eine entsprechende Regelung vielmehr in 
den gemäß § 13 vom Präsidenten zu erlassenden 
Ausführungsbestimmungen aufgenommen werden 
könnte. 

Dasselbe gilt für die Anregung, § 3 um folgende 
Bestimmung zu ergänzen: 

„Die herausgebende Stelle kann bestimmen, daß 
eine VS von einem bestimmten Zeitpunkt an oder 
mit dem Eintritt eines bestimmten Ereignisses nied- 
riger einzustufen oder offen zu behandeln ist." 

4. Zu § 4 

§ 4 enthält nach Auffassung des Geschäftsord- 
nungsausschusses die entscheidende Bestimmung der 
Geheimschutzordnung. Sie ist Eckpfeiler und Vor- 
aussetzung für ein Funktionieren des Geheimschut- 
zes. 

Neben dem für die Bearbeiter von VS zu beach- 
tenden Grundsatz — Kenntnis nur wenn nötig — 
(Absatz 1) enthält § 4 Bestimmungen über die Wei- 
tergabe von VS an Mitglieder des Bundestages, 
Fraktionsangestellte, Mitarbeiter von Mitgliedern 
des Bundestages und andere Personen. 

Absatz 2 ermöglicht es Mitgliedern des Bundes- 
tages, anderen Mitgliedern des Bundestages VS zu- 


gänglich zu machen, wenn dies aus Gründen der 
parlamentarischen Arbeit unerläßlich ist. 

Die Mitarbeiter von Mitgliedern des Bundestages 
und Fraktionsangestellte sind, wenn ihnen VS zu- 
gänglich gemacht werden müssen, vorher zu über- 
prüfen, um dann entsprechend ermächtigt bzw. 
förmlich verpflichtet zu werden (Absatz 3). Das- 
selbe gilt für andere Personen mit der Maßgabe, daß 
hier zusätzlich die Zustimmung der herausgebenden 
Stelle eingeholt werden muß (Absatz 4) . 

Der Geschäftsordnungsausschuß ist der Meinung, 
daß auch die Fraktionen Sicherheitsrichtlinien haben 
sollten, um mögliche Lücken im Geheimschutz gar 
nicht aufkommen zu lassen. 

5. Zu § 5 

Die Bestimmungen über das Führen von Fern- 
gesprächen über VS sind der VSA entnommen. 

6. Zu § 6 

Um jederzeit einen lückenlosen Nachweis über die 
dem Bundestag zugeleiteten VS erbringen zu kön- 
nen, ist es auch erforderlich, daß eventuell anzu- 
fertigende Duplikate nur von der Geheimregistratur 
erstellt werden dürfen. Während für die VS der Ge- 
heimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher 
die Zustimmung der herausgebenden Stelle nicht er- 
forderlich ist, hält der Ausschuß sie für VS des Ge- 
heimhaltungsgrades STRENG GEHEIM für notwen- 
dig. 

7. Zu § 7 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen der bisherigen 
Regelung in § 73 Abs. 9 der Geschäftsordnung. Um 
eine ausschließliche Regelung der Behandlung ge- 
heimzuhaltender Angelegenheiten in dieser Geheim- 
schutzordnung zu ereichen, wurde die bisherige 
Regelung aus der Geschäftsordnung herausgenom- 
men und in die Geheimschutzordnung eingefügt. Da- 
für soll die derzeitige Bestimmung in § 73 Abs. 9 
der Geschäftsordnung durch einen Hinweis auf die 
Geheimschutzordnung ersetzt werden. 

Die Absätze 2 bis 7 sind im wesentlichen der gel- 
tenden Geheimschutzordnung des Bundestages ent- 
nommen worden. 

Auf Vorschlag des Geheimschutzreferates soll die 
Berechtigung des Vorsitzenden zu bestimmen, daß 
VS der Geheimhaltungsgrade GEHEIM und VS-VER- 
TRAULICH weitergegeben werden dürfen, sich nicht 
mehr lediglich auf die Berichterstatter des Ausschus- 
ses und die Obleute der Fraktionen beziehen, son- 
dern in besonderen Fällen sich auf „andere Mitglie- 
der" des Ausschusses erstrecken. Damit soll Erfah- 
rungen in Untersuchungsausschüssen Rechnung ge- 
tragen werden, die gezeigt haben, daß es zur Vorbe- 
reitung auf die Ausschußsitzungen erforderlich sein 
kann, auch anderen Mitgliedern des Ausschusses die 
Möglichkeit zur Einsichtnahme in geheimzuhaltende 
Akten außerhalb der Sitzungen einzuräumen. 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) die Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages in der aus der Anlage 1 
ersichtlichen Fassung 

und 

b) die Änderungen der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages in der aus 
der Anlage 2 ersichtlichen Fassung 

anzunehmen. 

Bonn, den 10. Dezember 1974 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Jahn (Marburg) Sieglerschmidt Kunz (Berlin) Mertes (Stuttgart) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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8. Zu § 8 

Durch die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 soll 
erreicht werden, daß alle den in § 1 genannten Emp- 
fängern zugeleiteten und von den in § 3 genannten 
Herausgebern erstellten VS in der Geheimregistra- 
tur registriert und verwaltet werden. 

Eine Bezugnahme auf die Vorschriften der VS-An- 
weisung hinsichtlich der Verwaltung und Aufbewah- 
rung der VS hielt der Geschäftsordnungsausschuß 
nicht für erforderlich, da die Regelung in § 8 seiner 
Meinung nach ausreichend ist. 

Aus § 8 ergibt sich, daß VS der Geheimhaltungs- 
grade „VS- VERTRAULICH" oder höher grundsätz- 
lich von der Geheimregistratur zu registrieren und 
verwalten sind. Das gleiche gilt für die Aufbewah- 
rung, die allerdings auch in den vom Präsidenten be- 
stimmten Räumen zulässig sein soll (vgl. § 8 Abs. 4 
und § 7 Abs. 4). Im übrigen gilt für die Geheimregi- 
stratur die VS-Anweisung unmittelbar. Außerdem 
geht der Geschäftsordnungsausschuß davon aus, daß, 
soweit der Präsident gesonderte Aufbewahrung zu- 
läßt, er dabei den Vorschriften der VS-Anweisung 
Rechnung trägt, auch ohne daß in § 8 eine Bezug- 
nahme auf die Geheimschutzordnung erfolgt. 

Die Regelung des Absatzes 3 dient der Entlastung 
der Geheimregistratur bzw. des VS-Inhabers. 

Die Regelungen der Absätze 4 und 5 sind der bis- 
her geltenden Geheimschutzordnung bzw. der Ver- 
schlußsachenanweisung für die Bundesbehörden ent- 
nommen. 

Zu Absatz 5 weist der Ausschuß noch darauf hin, 
daß die den Mitgliedern des Bundestages zugewie- 
senen Räume, soweit sie der Verwaltung des Deut- 
schen Bundestages unterstehen, als Räume gelten, 
zu denen Außenstehende keinen Zugang haben. 


9. Zu § 9 

Durch Satz 1 wird generell festgelegt, daß nicht 
mehr benötigte VS der Geheimregistratur zurückzu- 
leiten sind. Dies gilt selbstverständlich auch für das 
entstandene Zwischenmaterial (vgl. § 1 Abs. 3). 

Satz 2 enthält eine Vorschrift, die nur durch eine 
Archivordnung sinnvoll ergänzt werden kann. Der 
Ausschuß geht davon aus, daß eine Archivordnung, 
in der im einzelnen auch geregelt wird, welche VS 
aufzubewahren oder zu vernichten sind, erlassen 
werden sollte. 


10. Zu § 10 

Die Bestimmungen über die Weiterleitung von VS 
sind im wesentlichen der VSA entnommen. 

Die Beteiligung bzw. Benachrichtigung der Ge- 
heimregistratur dient dem lückenlosen Nachweis 
des Verbleibs einer VS. 

11. Zu § 11 

In § 1 1 wird die Mitnahme von VS geregelt. Diese 
ist entsprechend dem Geheimhaltungsgrad auf das 
Notwendigste zu beschränken. Ausnahmen von dem 
in Absatz 1 Satz 1 festgelegten Grundsatz soll nur 
der Präsident zulassen können, wenn unabweisbare 
Gründe dies erfordern. Entsprechend dem Vorschlag 
des Innenausschusses hat der Ausschuß darauf ver- 
zichtet, die Befugnis zur Genehmigung von Ausnah- 
men auch den Vorsitzenden der Ausschüsse (bzw. 
Gremien) einzuräumen. 

Im übrigen sind die für die Mitnahme von VS zu 
treffenden Sicherheitsmaßnahmen der VSA entnom- 
men. 

12. Zu § 12 

Diese Bestimmung ist den Ausführungsbestim- 
mungen zur geltenden Geheimschutzordnung ent- 
nommen worden. 

13. Zu § 13 

Um die Geheimschutzordnung voll wirksam wer- 
den zu lassen, sind Ausführungsbestimmungen er- 
forderlich, zu deren Erlaß der Präsident durch § 13 
ermächtigt wird. 


III. Zur Änderung der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages 

Mit dem Antrag des Ausschusses zur Neufassung 
der Geheimschutzordnung schlägt der Ausschuß auch 
eine Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages in den §§ 21, 21 a und § 73 Abs. 9 so- 
wie die Neueinfügung eines § 73 a vor. Während 
die Änderung der genannten Paragraphen eine 
Folge der Verabschiedung der Geheimschutzordnung 
ist, soll durch die Neueinfügung des § 73 a dem 
Bundestagspräsidenten die Ermächtigung gegeben 
werden, für die Behandlung der Protokolle beson- 
dere Richtlinien zu erlassen. 


Bonn, den 10. Dezember 1974 


Sieglerschmidt 
Kunz (Berlin) 
Mertes (Stuttgart) 

Berichterstatter 
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Drucksache 7/2946 


Anlage 1 


Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages 


§ l 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Geheimschutzordnung gilt für Ver- 
schlußsachen (VS), die innerhalb des Bundestages 
entstehen oder dem Bundestag, seinen Ausschüssen 
oder Mitgliedern des Bundestages zugeleitet wur- 
den. Die für die Ausschüsse geltenden Vorschriften 
finden Anwendung auf andere Gremien, die vom 
Bundestag bzw. den Ausschüssen eingesetzt sind 
oder auf gesetzlicher Grundlage beruhen. 

(2) VS sind Angelegenheiten aller Art, die durch 
besondere Sicherheitsmaßnahmen gegen die Kennt- 
nis durch Unbefugte geschützt werden müssen. 

(3) VS können alle Formen der Darstellung von 
Kenntnissen und Erkenntnissen sein. Zwischenma- 
terial (Vorentwürfe, Stenogramme, Kohlepapier, 
Schablonen, Fehldrucke, u. U. auch Löschpapier) ist 
wie ein VS zu behandeln. 

§ 2 

Geheimhaltungsgrade 

(1) VS werden je nach dem Schutz, dessen sie be- 
dürfen, in folgende Geheimhaltungsgrade eingestuft: 

STRENG GEHEIM Abkürzung: str. geh. 

GEHEIM Abkürzung: geh. 

VS- VERTRAULICH Abkürzung : VS- Vertr. 

VS-NUR FÜR DEN DIENST- 
GEBRAUCH Abkürzung: VS-NfD 

(2) Als STRENG GEHEIM eingestuft werden VS, 
deren Kenntnis durch Unbefugte den Bestand der 
Bundesrepublik oder eines ihrer Länder gefährden 
würde. 

(3) Als GEHEIM eingestuft werden VS, deren 
Kenntnis durch Unbefugte die Sicherheit der Bun- 
desrepublik oder eines ihrer Länder gefährden, ihren 
Interessen oder ihrem Ansehen schweren Schaden 
zufügen oder für einen fremden Staat von großem 
Vorteil sein würde. 

(4) Als VS- VERTRAULICH eingestuft werden VS, 
deren Kenntnis durch Unbefugte den Interessen oder 
dem Ansehen der Bundesrepublik oder eines ihrer 
Länder abträglich oder für einen fremden Staat von 
Vorteil sein könnte. 

(5) VS, die nicht unter die Geheimhaltungsgrade 
STRENG GEHEIM, GEHEIM oder VS-VERTRAU- 
LICH fallen, aber nicht für die Öffentlichkeit be- 
stimmt sind, erhalten den Geheimhaltungsgrad VS- 
NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH. Protokolle über 
nichtöffentliche Sitzungen der Ausschüsse (§ 73 
Abs. 2 Satz 1 GO-BT) sind grundsätzlich keine Ver- 


schlußsachen im Sinne der Geheimschutzordnung 
des Bundestages (§ 73 a GO-BT). 

(6) Die Kennzeichnung von VS erfolgt unter ent- 
sprechender Anwendung der Verschlußsachen-An- 
weisung für die Bundesbehörden. 

§ 3 

Wahl und Änderung der Geheimhaltungsgrade 

(1) Von Geheimeinstufungen ist nur der unbe- 
dingt notwendige Gebrauch zu machen. VS sind 
nicht höher einzustufen, als es ihr Inhalt erfordert. 

(2) Den Geheimhaltungsgrad der VS bestimmt die 
herausgebende Stelle. Sie teilt die Änderung oder 
Aufhebung des Geheimhaltungsgrades einer VS dem 
Empfänger schriftlich mit. 

(3) Herausgebende Stelle im Sinne des Absatzes 2 
sind bei VS, die innerhalb des Bundestages ent- 
stehen: 

a) der Präsident, 

b) die Vorsitzenden der Ausschüsse, 

c) einzelne Mitglieder des Bundestages im Einver- 
nehmen mit einem Mitglied des Präsidiums des 
Bundestages. 

§ 4 

Kenntnis und Weitergabe einer VS 

(1) Uber den Inhalt einer VS des Geheimhaltungs- 
grades VS-VERTRAULICH und höher darf nicht um- 
fassender und früher unterrichtet werden, als dies 
aus Gründen der parlamentarischen Arbeit unerläß- 
lich ist. 

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 darf ein Mitglied 
des Bundestages, dem eine VS des Geheimhaltungs- 
grades VS-VERTRAULICH und höher zugänglich 
gemacht worden ist, andere Mitglieder des Bundes- 
tages davon in Kenntnis setzen. 

(3) Fraktionsangestellten und Mitarbeitern von 
Mitgliedern des Bundestages dürfen VS des Geheim- 
haltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher in 
diesem Rahmen nur zugänglich gemacht werden, 
wenn sie vom Präsidenten zum Umgang mit VS er- 
mächtigt und zur Geheimhaltung förmlich verpflich- 
tet sind. 

(4) Anderen Personen dürfen VS des Geheimhal- 
tungsgrades VS-VERTRAULICH und höher nur mit 
Zustimmung der herausgebenden Stelle zugänglich 
gemacht werden, wenn sie zum Umgang mit VS er- 
mächtigt und zur Geheimhaltung förmlich verpflich- 
tet sind. 
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§ 5 

Ferngespräche über VS 

über Angelegenheiten des Geheimhaltungsgrades 
VS-VERTRAULICH oder höher dürfen Ferngesprä- 
che nur in außergewöhnlichen und dringenden Fäl- 
len geführt werden. In diesen Fällen sind die Ge- 
spräche so vorsichtig zu führen, daß der Sachverhalt 
Dritten nicht verständlich wird. Ist der Gesprächs- 
partner nicht mit Sicherheit festzustellen, so ist ein 
Kontrollanruf erforderlich. 

§ 6 

Herstellung von Duplikaten 

Der Empfänger von VS der Geheimhaltungsgrade 
VS-VERTRAULICH und höher darf weitere Exem- 
plare (Abschriften, Abdrucke, Ablichtungen und der- 
gleichen) sowie Auszüge nur von der Geheimregi- 
stratur herstellen lassen; für VS des Geheimhal- 
tungsgrades STRENG GEHEIM ist außerdem die Zu- 
stimmung der herausgebenden Stelle erforderlich. 
Sie sind wie die Original-VS zu behandeln. 

§ 7 

Behandlung von VS in Ausschüssen 


(5) Für VS des Geheimhaltungsgrades VS-VER- 
TRAULICH kann der Ausschuß in Fällen des Ab- 
satzes 4 anders beschließen. 

(6) VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAU- 
LICH und GEHEIM können, sofern sie im Ausschuß 

j entstanden sind, mit Genehmigung des Ausschuß- 
■ Vorsitzenden nach Registrierung in der Geheimregi- 
stratur in den dafür vorgesehenen VS-Behältnissen 
des Ausschusses zeitweilig aufbewahrt werden. Sie 
i sind an die Geheimregistratur zurückzugeben, so- 
bald sie im Ausschuß nicht mehr benötigt werden. 

(7) Stellt sich erst im Laufe oder am Schluß der 
Beratungen heraus, daß die Beratungen als VS-VER- 
TRAULICH oder höher zu bewerten sind, kann der 
Ausschuß die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen 
nachträglich beschließen. 

j § 8 

| Registierung und Verwaltung von VS 

(1) Werden VS der Geheimhaltungsgrade VS- 
I VERTRAULICH oder höher dem Bundestag, seinen 
j Ausschüssen oder Mitgliedern des Bundestages zu- 
geleitet, sind sie, soweit sie nicht über die Geheim- 
registratur geleitet worden sind, grundsätzlich die- 
ser zur Registrierung und Verwaltung zuzuleiten. 


(1) Die Ausschüsse können für einen Beratungs- 
gegenstand oder für Teile desselben einen Geheim- 
haltungsgrad beschließen (§ 73 Abs. 9 GO-BT). Wird 
über VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAU- 
LICH und höher beraten, führt der Vorsitzende die 
entsprechende Beschlußfassung unverzüglich in der- 
selben Sitzung herbei und stellt vor Beginn der Be- 
ratungen fest, daß sich keine unbefugten Personen 
im Sitzungssaal aufhalten. 

(2) Bei Beratungen über STRENG GEHEIM- oder 
GEHEIM-Angelegenheiten dürfen nur die Beschlüsse 
protokolliert werden. Der Ausschuß kann beschlie- 
ßen, daß die Beratungen dem Inhalt nach festgehal- 
ten werden; in diesem Fall hat er über Auflage und 
Verteilung der Protokolle zu beschließen. 

(3) Bei Beratungen über VS-VERTRAULICH- 
Angelegenheiten kann ein Protokoll angefertigt 
werden; Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt ent- 
sprechend. Der Ausschuß kann jedoch beschließen, 
daß nur die Beschlüsse festgehalten werden. 

(4) Werden VS des Geheimhaltungsgrades VS- 
VERTRAULICH oder höher einem Ausschuß zuge- 
leitet, dürfen sie nur in der Sitzung und längstens 
für deren Dauer ausgegeben werden. Bei Unterbre- 
chung der Sitzung kann die Rückgabe unterbleiben, 
wenn die Überwachung des Sitzungsraumes durch 
die Hausinspektion sichergestellt ist. Der Ausschuß- 
vorsitzende kann bestimmen, daß VS der Geheim- ( 
haltungsgrade GEHEIM und VS-VERTRAULICH an j 
die Berichterstatter des Ausschusses und in beson- < 
deren Fällen anderen Mitgliedern des Ausschusses 
bis zum Abschluß der Ausschußberatungen über den 
Beratungsgegenstand, auf den sich die VS bezieht, 
ausgegeben und in den dafür zulässigen VS-Behält- 
nissen aufbewahrt werden. 


(2) Im Bundestag entstehende VS der Geheim- 
haltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher sind 
grundsätzlich ebenfalls der Geheimregistratur zur 
Registrierung und Verwaltung zuzuleiten. 

(3) Der Empfang von VS des Geheimhaltungsgra- 
des VS-VERTRAULICH oder höher ist schriftlich zu 

! bestätigen. 

(4) VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAU- 
LICH und höher sind in der Geheimregistratur oder 
den hierfür vom Präsidenten bestimmten Räumen 
aufzubewahren. 

(5) VS des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR 
| DEN DIENSTGEBRAUCH sind unter Verschluß auf- 
zubewahren; dieses ist nicht notwendig, wenn sie in 
Räumen aufbewahrt werden, zu denen Außen- 
stehende keinen Zugang haben. 

§ 9 

Vernichtung von VS 

VS einschließlich des im Bundestag entstehenden 
Zwischenmaterials sind, wenn sie nicht mehr be- 
nötigt werden, der Geheimregistratur zuzuleiten. So- 
weit die VS nicht aufzubewahren sind, werden sie 
durch die Geheimregistratur vernichtet. 

§ 10 

Weiterleitung von VS 

(1) VS der Geheimhaltungsgrade STRENG GE- 
HEIM und GEHEIM sind bei Beförderung innerhalb 
des Hauses grundsätzlich über die Geheimregistratur 
zu leiten. Sie dürfen nur durch entsprechend ermäch- 
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tigte Personen weitergeleitet werden. Ist aus drin- 
gendem Grund eine Von-Hand-zu-Hand-Ubergabe 
erfolgt, ist die Geheimregistratur nachträglich in 
Kenntnis zu setzen. 

(2) VS des Geheimhaltungsgrades VS- VERTRAU- j 
LICH können unter Benachrichtigung der Geheim- 
registratur von Hand zu Hand an zum Empfang be- 
rechtigte Personen weitergegeben werden. 

(3) Die Versendung von VS der Geheimhaltungs- 1 
grade VS-VERTRAULICH und höher wird von der 
Geheimregistratur nach den Bestimmungen der Ver- 
schlußsachenanweisung für die Bundesbehörden vor- 
genommen. 

§ 11 

Mitnahme von VS 

i 

(1) Die Mitnahme von VS der Geheimhaltungs- j 
grade STRENG GEHEIM und GEHEIM aus den der 
Verwaltung des Bundestages unterstehenden Räu- 
men ist unzulässig. Der Präsident kann die Mit- j 
nähme zulassen, wenn unabweisbare Gründe dies ■ 
erfordern. Er legt gleichzeitig fest, wie die VS zu be- | 
fördern sind. 

1 

(2) Bei der Mitnahme von VS der Geheimhai- ! 
tungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher ist für 
die ununterbrochene sichere Aufbewahrung zu sor- 
gen. Steht für VS der Geheimhaltungsgrade STRENG ! 
GEHEIM und GEHEIM kein Stahlschrank mit Kom- j 


binations- und Sicherheitsschloß zur Verfügung, muß 
der Inhaber die VS ständig bei sich führen. Die Zu- 
rücklassung in Kraftwagen, die Verwahrung in 
Hotelsafes oder auf Bahnhöfen und dergleichen ist 
unzulässig. Bei Aufenthalten im Ausland ist die VS 
nach Möglichkeit bei den deutschen Vertretungen 
aufzubewahren. 

(3) In der Öffentlichkeit dürfen VS der Geheim- 
haltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher nicht 
gelesen und erörtert werden. 

§ 12 

Mitteilungspflicht 

Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder 
Vorfall, der auf Anbahnungsversuche fremder Nach- 
richtendienste oder darauf schließen läßt, daß Unbe- 
fugte Kenntnis vom Inhalt von VS erhalten haben, 
sowie der Verlust von VS der Geheimhaltungsgrade 
VS-VERTRAULICH oder höher oder der Verlust 
von Sicherheitsschlüsseln ist unverzüglich dem Prä- 
sidenten oder dem Geheimschutzbeauftragten der 
Verwaltung des Deutschen Bundestages mitzuteilen. 

§ 13 

Ausführungsbestimmungen 

Der Präsident ist ermächtigt, Ausführungsbestim- 
mungen zu erlassen. 
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Anlage 2 


Änderungen der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 


1. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Mitglieder des Bundestages sind berech- 
tigt, alle Akten einzusehen, die sich in der 
Verwahrung des Bundestages oder eines Aus- 
schusses befinden; die Arbeiten des Bundes- 
tages oder seiner Ausschüsse, ihrer Vorsitzen- 
den oder Berichterstatter dürfen dadurch nicht 
behindert werden." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für Verschlußsachen gelten die Be- 
stimmungen der Geheimschutzordnung des 
Deutschen Bundestages (§ 21 a)." 

2. § 21 a erhält folgende Fassung: 

.5 21 a 

Geheimschutzordnung 

Der Bundestag beschließt eine Geheimschutz- 
ordnung, die Bestandteil dieser Geschäftsordnung 
ist (Anlage 2). Sie regelt die Behandlung aller 
Angelegenheiten, die durch besondere Siche- 
rungsmaßnahmen gegen die Kenntnisnahme 
durch Unbefugte geschützt werden müssen." 


3. § 73 Abs. 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Für die Beratung einer VS der Geheim- 
haltungsgrade VS- VERTRAULICH und höher 
gelten die Bestimmungen der Geheimschutzord- 
nung des Deutschen Bundestages." 

4. Nach § 73 wird folgender § 73 a angefügt: 

„§ 73 a 

Ausschußprotokolle 

(1) über jede Ausschußsitzung ist ein Proto- 
koll anzufertigen, das der Schriftform bedarf; 
wird ein Kurzprotokoll gefertigt, muß es minde- 
stens alle Anträge und die Beschlüsse des Aus- 
schusses enthalten. 

(2) Protokolle über nichtöffentliche Sitzungen 
der Ausschüsse (§ 73 Abs. 2 Satz 1) sind grund- 
sätzlich keine Verschlußsachen im Sinne der Ge- 
heimschutzordnung (vgl. § 2 Abs. 5 GSO). Sie 
sind vom Ausschuß mit dem Vermerk „Nur für 
den Dienstgebrauch" zu versehen, soweit sie der 
Öffentlichkeit nicht ohne weiteres zugänglich 
sein sollen. Protokolle von öffentlichen Sitzungen 
(§ 73 Abs. 3) dürfen diesen Vermerk nicht tragen. 

(3) Für die Behandlung der Protokolle erläßt 
der Präsident im Benehmen mit dem Ältestenrat 
besondere Richtlinien." 
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